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Gemeindeversammlung Politische Gemeinde

Beschluss

Führung 2022-78
Wahlen und Abstimmungen
lnitiativen, Petitionen
Prüfbericht Gemeindefusion Bubikon - Dürnten - Rüt¡ der Zürcher
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) vom Oktober
2021

Die Vorlage in Kürze

Am 14. September 2020 stimmte die Gemeindeversammlung der Prüfungsinitiative,,Zu-
sammenschluss Bubikon - Dürnten - Rüti: Stärkung unserer vernetzten Region" zu und
verpflichtete damit den Gemeinderat eine Fusion der drei genannten Gemeinden zu prü-
fen und innert 1B Monate der Gemeindeversammlung einen entsprechenden Bericht vor-
zulegen.

Mit der Erarbeitung dieses Berichts wurde die ZHAW beauftragt. Die Auftragserteilung
erfolgte zusammen mit Dürnten, da in Dürnten eine gleichlautende lnitiative ebenfalls
überuviesen wurde. Die ZHAW kommt in ihrem Bericht zum Schluss, dass die Chancen
und Risiken grundsätzlich für eine Fusion sprechen, es aber keinen akuten Handlungs-
bedarf hielzu gibt.

Der Gemeinderat teilt diese Ansicht. Aus seiner Sicht soll daher der Fokus aktuell auf ei-
ne gezielte Verstärkung der in vielen Bereichen bereits etablierten und bewährten inter-
kommunalen Zusammenarbeit gelegt und die Chancen einer Bündelung der Kräfte so
genutzt werden.

Der Bericht wird der Gemeindeversammlung zur Kenntnisnahme vorgelegt. Es erfolgt
keine Abstimmung zum Geschäft.

Die Vorlage im Detail

Karin Maeder-Zuberbrlhler reichte dem Gemeinderat am 17.Mär22020 zusammen mit
aruei Mitunterzeichnenden folgende lnitiative ein:

Prüfungsinitiative
,,Zusammenschluss Bubikon - Dürnten - Rüti: Stärkung unserer vernetzten Region"
(Diese Einzelinitiative wird zeitgleich in allen drei aufgeführten Gemeinden eingereicht.)

Die unterzeichnenden und in der Gemeinde Rüti wohnhaften Stimmberechtigten, stellen
gestützt auf $ 151 Abs. 1 des Gemeindegesetzes (GG) folgendes Begehren:

0.2.3
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lnitiativtext
,,Der Gemeinderat Rüti prüft den Zusammenschluss mit den.Nachbargemeinden Bubikon
und Dürnten. Nach Annahme der lnitiative legt der Gemeinderat innerhalb von achtzehn
Monaten der Gemeindeversammlung einen Bericht vor."

Die Gemeindeversammlung vom 14. September 2020 hat der lnitiative mit offensichtli-
chem Mehr zugestimmt. Der Gemeinderat hatte somit 18 Monate Zeit um der Gemeinde-
versammlung einen entsprechenden Bericht vorzulegen.

Parallel zur Einreichung der lnitiative,,Maeder-Zuberbühler" in Rütiwurden gleichlauten-
de lnitiativen auch in den Gemeinden Bubikon und Dürnten eingereicht. ln Dürnten wurde
der lnitiative ebenfalls zugestimmt, in Bubikon wurde sie abgelehnt.

Erarbeitung des Berichts

Die Erarbeitung des Berichts erfolgte in Zusammenarbeit mit der Gemeinde Dürnten und
umfasste gemäss lnitiativtext alle drei Gemeinden, auch wenn Bubikon selbst die lnitiati-
ve abgelehnt hatte. Um den Gemeindeversammlungen in Rüti und Dürnten einen im
Rahmen der Anforderungen fundierten sowie objektiven Bericht vorlegen zu können,
wurden verschiedene Fachhochschulen für die Berichterarbeitung angefragt. Letztlich
ging der Auftrag an die Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW),
welche mit dem lnstitut für Veruvaltungs-Management (lVM) über ein ausgewiesenes und
renommiertes Kompetenzzentrum für Öffentliche Verwaltungen verfügt, welches bereits
verschiedene Arbeiten und Studien zum Thema Gemeindefusionen durchführte.

Bei der Erarbeitung wurde Wert daraufgelegt, dass das Thema auf der Basis relevanter
Fakten geprüft und eine objektive Einschätzung zu den Chancen und Risiken einer Fusi-
on der drei Gemeinden dargelegt wird. Hierzu wurden als Ausgangslage die Stärken und
Schwächen der drei Gemeinden analysiert und auf der Basis bereits erfolgter Gemein-
defusionen die entsprechenden Chancen und Risiken einer Fusion für die drei Gemein-
den herausgearbeitet.

ln ihrem Fazit kommt die ZHAW zum Schluss, dass die Chancen und Risiken grundsätz-
lich für eine Fusion sprechen, es aber keinen akuten Handlungsbedarf hierzu gibt.

Würdigung durch den Gemeinderat

Der Gemeinderat begrüsst die fundierte und faktenbasierte Analyse sowie die Einschät-
zung der objektiven Chancen und Risiken einer Fusion durch die ZHAW. Das Fazit, dass
die Fakten grundsätzlich für eine Fusion sprechen, wird vom Gemeinderat mitgetragen.
Diese Einschätzung verstärkt sich, wenn insbesondere die zukunftsgerichteten Kriterien
wie die - im Hinblick beispielsweise auf die digitale Transformation besonders wichtige -
lnnovationsfähigkeit oder die Qualität der Dienstleistungen sowie die Zufriedenheit und
das Wohlbefinden der Bevölkerung in den Fokus gerückt werden. lm Weiteren befinden
sich die Strukturen irh Kanton Zürich im Wandel. Eine fusionierte Gemeinde mit rund
30'000 Einwohnern könnte in diesem Prozess, aber auch ganz grundsätzlich, eine deut-
lich stärkere Position einnehmen als dies für die drei einzelnen Gemeinden aktuell mög-
lich ist.
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Der Gemeinderat teilt auch die Ansicht, dass in den drei Gemeinden kein akuter Hand-
lungsbedarf besteht, der eine sofortige Fusion zwingend machen würde. Gleichzeitig
sieht sich die Gemeinde Rüti mit diversen strategischen, respektive übergeordneten Pro-
jekten konfrontiert. lnsbesondere die per 1 . Januar 2022 in Kraft getretene Einheitsge-
meinde bindet nach wie vor viele Ressourcen. Aus Sicht des Gemeinderats soll daher
der Fokus aktuell auf eine gezielte Verstärkung der in vielen Bereichen bereits etablierten
und bewährten interkommunalen Zusammenarbeit gelegt und die Chancen einer Bünde-
lung der Kräfte so genutzt werden.

Management Summary des ZHAW-Berichts
Die Gemeindeexekutiven von Rütiund Dürnten beabsichtigten, eine ergebnisoffene Prü-
fung einer möglichen Gemeindefusion durch ein externes lnstitut durchführen zu lassen.
Obschon die Gemeindeversammlung der politischen Gemeinde Bubikon die Einzelinitia-
tive "Zusammenschluss Bubikon - Dürnten - Rüti" am 16. September 2020 ablehnte,
muss Bubikon gemäss Auftratg der überwiesenen tnitiative sowerT wie mögtich im Prüfbe-
richt mitberücksichtigt werden. Folgende Zielsetzungen sollen bei der Prüfung verfolgt
werden:

c lST-Analyse der Strukturen der Gemeinden Bubikon, Dürnten und Rüti
o Prüfung einer Gemeindefusion von Bubikon, Dürnten und Rüti.

Der Prüfbericht zur Gemeindefusion so//fe auf ausdrücklichen Wunsch der auftraggeben-
den Gemeinden evidenzbasiert bzw. wssenschaftlich fundiert sein und möglichst wenig
auf individuellen Aussagen und Einschätzungen einzelner Expertinnen und Experten,
Exekutivmitglieder oder Verwaltungskader beruhen. Sfaftdessen wurden Daten aus der
kantonalen Gemeindestatistik sowie Daten aus Gemeindestudien zusammengetragen
und aufbereitet. Folgende Analyseschritte wurden unternommen:

c Gemeindestrukturen von Bubikon, Dürnten und Rüti: Beschreibung der IST-
Situation u nd Stärke n-Schwächen-Analyse

o Prüfung der Gemeindefusion: Chancen und Risiken

Bewertuna der lST-Situation in den Proiektqemeinden
Aus der Beschreibung der |ST-Situation in den dreiGemeinden /assen sich deren Stär-
ken und Schwächen entweder einzeln oder für alle drei gemeinsam identifizieren.
lm Bereich Gemeindestruktur und -charakteristika srnd a/s Stärke aller dreiGemeinden
die Nähe zur Natur sowie damit einhergehend die geringe Lärmbetastung zu nennen.
Zudem stimmen die lmmobilienqualität und -preise, was die Gemeinden vor allem bei
Familien attraktiv macht. Die Lage an der Peripherie des Kantons ist eine Schwäche, die
sich aufgrund der Kantonsgrenze beider Raum- und Verkehrsplanung bemerkbar macht.
Die Gemeinden sind zudem segmentiert und bestehen aus verschiedenen auch räumlich
getrennten Ortsteilen, die eine starke eigene ldentität entwickelt haben. Alle drei Ge-
me inde n habe n e ine u nterschiedliche Sied/ungs- u nd Wirtschaftsstru ktur.
lm Bereich Bevölkerung und Gese//schaft ist óesonders das Bevölkerungswachstum als
Stärke hervorzuheben (positiver Wanderungssaldo bei Zu- und Wegzügen), das auch für
die Attraktivität der Gemeinden steht. ln den Gemeinden ist ein hoher Anteil 0-19jähriger
und 40-64jähriger Einwohnerinnen und Einwohnern festzustellen, der in Bubikon und
Dürnten über dem kantonalen Durchschnitt liegt und rnsbesondere auf die in den Ge-
meinden lebenden Familien zurückzuführen ist. Beiden Schwächen muss zuerst die Al-
terung der Bevölkerung genannt werden und der im Vergleich mit dem kantonalen
Durchschnitt relativ geringe Anteilder 20-39jährigen in den Gemeinden. Das Durch-
schnittsalter der Bevölkerung liegt in den drei Gemeinden etwas über dem kantonalen
Durchschnitt. Eine weitere Schwäche liegt im geringen Freizeitangebot der Gemeinden.
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Stärken und Schwächen der Gemeinden

Stärken Schwächen
Gemeindestruktur
und
-charakteristika

Gemeinden zeichnen
sich durch eine grosse
Nähe zur Natur aus
Geringe Lärmbelastung
in den Gemeinden
Gute lmmobilienqualität
und -preise
Gute Verkehrsanbin-
dung (Rüti)

a

a

a

a

a

a

Gemeinden sind segmen-
tiert und bestehen aus
verschiedenen auch
räumlich getrennten Orts-
teilen
Unterschiedl iche Wirt-
schaftsstruktur: Dürnten
ist landwirtschaftlich, Bu-
bikon gewerblich geprägt.
ln Rütigibt es sowohl
Gewerbe als auch
Dienstleistungen.
Ausbaufähige Verkehrs-
anbindung (Dürnten)
Lage an der Peripherie
des Kantons, Kantons-
grenze erschwert die Ko-
ordination in manchen
Themenbereichen (2.8.
Raumplanunq)

Bevölkerung und
Gesellschaft

Starkes Bevölkerungs-
wachstum in den letz-
ten 10 Jahren,
besonders in Bubikon
und Dürnten, hoher An-
teil 0-19jähriger und 40-
64jähriger ([ attraktiv
bei Familien)
Positives Wanderungs-
saldo beiZu- und Weg-
zügen
lm,Grossen und Gan-
zen als angenehm
empfundene Sozial-
struktur (Dürnten)
Hohe ldentität mit den
(Teil)Orten bzw. den
Gemeinden
lntaktes Vereinsleben

a

a

a

a

a

a

a

a

a

Durchschnittsalter der
Bevölkerung über kanto-
nalem Durchschnitt, ge-
ringer Anteil von 20-
39jährigen
Alterung der Bevölkerung
nimmt stark zu
Teilweise als nicht pas-
send empfundene Sozi-
alstruktur in der
Gemeinde (Rüti)
Geringes Freizeitangebot
(in den Bereichen Kino,
Bars, Theater etc.)

Gemeindeveruval-
tung und Politik

Hohe parteipolitische
Übereinstimmung zwi-
schen den Gemeinden
Parteilose/Dorf parteien
wichtig für die politische
Willensbildung

a

a

a Betreuungseinrichtu ngen
sind zu wenige vorhan-
den (besonders Tages-
einrichtungen für Kinder),
ebenso zu wenige Ein-
richtungen für Erwachse-
nenbildung
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Gute Leistungsfähigkeit
der Gemeindeveruval-
tung (Dürnten und Rüti)
Ressortzuschnitt ähn-
lich in allen drei Ge-
meinden

a

a

Richtplan Oberland weist
viele Gebiete zur ge-
meinsamen Entwicklung
aus (Gemeinden können
Siedlungsentwicklung
nicht mehr autonom vo-
rantreiben)

a

Gemeindefinanzen a Geringer Nettoaufwand
(pro Einwohnerln) im
Bereich allgemeine
Verwaltung (Rüti)
Geringer Nettoaufwand
(pro Einwohnerln), al-
lerdings meist bedingt
durch politische
Schwerpunktsetzung:
o Bubikon: Kultur,

Sport und Freizeit,
Umweltschutz und
Raumordnung, so-
ziale Sicherheit

o Dürnten:soziale Si-
cherheit, Gesund-
heit

o Rüti:Verkelir

a

Steuerbares Einkommen
und Vermögen der natür-
lichen Persohen unter
dem kantonalen Durch-
schnitt
Hoher bis sehr hoher
Steuerfuss in allen Ge-
meinden
Geringer Selbstfinanzie-
rungsanteil in Bubikon
und Rüti für lnvestitionen
Hoher Nettoaufwand (pro'
Einwohnerln) im Bereich
allgemeine Verwaltung
(Bubikon, Dürnten)
Hoher Nettoaufwand (pro
Einwohnerl n), allerdings
meist bedingt durch poli-
tische Schwerpunktset-
zung:
o Bubikon: Verkehr,

Ordnung und Sicher-
heit, Gesundheit

o Dürnten: Kultur, Sport
und Freizeit, Umwelt-
schutz und Raumord-
nung, Verkehr

o Rüti: Kultur, Sport und
Freizeit, Umwelt-
schutz und Raumord-
nung, soziale
Sicherheit, Gesund-
heit, Ordnung und Si-
cherheit

a

a

a

a

a

Bei den Gemeindefinanzen fällt auf, dass das steuerbare Einkommen und Vermögen der
natürlichen Personen unter dem kantonalen Durchschnitt liegt. Alle dreiGemeinden wei-
sen einen hohen bis sehr hohen Sfeuerfuss auf, Bubikon und Rüti zudem einen geringen
Selbstfinanzierungsanteil bei I nvestitionen.

lm Bereich der Gemeindeverwaltung und -politik rsf a/s Stärke die grosse Gemeinsamkeit
der drei Gemeinden zu betonen. Die gitt zum einen für die hohe parteipotitische lJberein-
stimmung zwischen den Gemeinden. Der Ressorfzuschnitt der Exekutive und der Ge-
meindeverwaltung ähnelt sich ebenfalls beiden drei Gemeinden. Die Leistungsfähigkeit
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der Gemeindeverwaltung isf a/s guf einzuschätzen. Als Schwächen werden in der Zuzug-
und Wegzugsbefragung die wenigen Bildungs- und Betreuungseinrichtungen genannt
(ôesonders die Tagesbetreuung bei Kindern und die fehlenden Angebote zur Erwachse-
nenbildung fallen hier auf). Eine weitere Schwäche risf, dass der Richtplan Oberland viele
Gebiete zur gemeinsamen Entwicklung ausweist. Somit können die Gemeinden in vielfa-
cher Hinsicht die Siedlungsentwicklung nicht mehr autonom vorantreiben.

Chancen und Risiken der Gemeindefusion
Die vorgängigen Analysen können mit Hilfe verschiedener Gütekriterien zu einer Chan-
ce n-Ri si ke n An alyse d e r G e me ind efu si on zu sa mme ngefassf we rde n.

Politische Steuerbarkeit: Beidiesem Gütekriterium geht es darum, in welchem Ausmass
die Gemeinden die Möglichkeit haben die politische Steuerung wahrzunehmen. Chancen
ergeben sich für eine Gemeindefusion der dreiGemeinden durch die weitgehend identi-
schen Stärken und Schwächen. Dadurch sind die /nferessen ähnlich gelagert und können
gezielt angegangen werden. Probleme und mögliche Lösungen sollten folglich von der
Bevölkerung und der Exekutive ähnlich bewertet werden. Eine weitere Chance einer Fu-
sion liegt darin, dass die Siedlungsstruktur einheitlich und integriert geplant werden könn-
te. Die geteilten Zuständigkeiten beider Entwicklung der Gebiete im Richtplan Oberland
könnten aufgehoben werden. Risiken ergeben sich durch höhere Anforderungen an die
Behördenmitglieder bezüglich Kompetenzen. Ein weiteres Rrsrko besteht darin, dass die
neue Gemeinde eventuell von Teilen der Bevölkerung nicht akzeptiert werden könnte.

Koordination und Führbarkeit: Tendenziellnimmtdie Führbarkeif bei grösseren Gemein-
den ab und zusätzliche Sfäbe oder Führungsunterstützungssysfeme mussfen aufgebaut
werden. Erwartbar sind allgemein höhere Koordinationskosfen bei einer fusionierten Ge-
meinde (aber nicht unbedingt höhere Gesamtkosten - Spezialisierung). Verbessern
würde sich die Koordination von gemeindeübergreifenden Themen (2.8. Sied/ungsenf-
wicklung), da nicht mehr drei Gemeinden in den politischen Prozess integriert werden
mü sste n (-+ politische Ste uerbarkeit).

Politische Mitwirkung: Aus den durchgeführten Analysen zeigt sich, dass þei einer grös-
seren Gemeinde eine einfachere Rekrutierung und grössere Kandidatenauswahl bei Be-
hörden und Kommissionen aufgrund der grösseren Bevölkerungszahl und höherer
Entschädigung zu erwarten ist. Auf der anderen Seite könnte die Belastung durch das
Exekutivamt durch die steigende Komplexität der Aufgaben und Problemstellungen in ei-
ner grösseren Gemeinde zunehmen (---+ politische Steuerbarkeit). Zudem könnte die
ldentifikation mit der fusionierten Gemeinde abnehmen und die Wahlbeteiligung (zumin-
desf rn den ersten Jahren nach der Fusion) zurückgehen. Jedoch identifizieren sich Bür-
gerinnen und Bürger bereits heute zumindesf feilweise nicht mit der Gemeinde, sondern
mit dem Ortsteil (Oberdürnter, Tannerin, Wolfhauser, Fägschwilerin etc.).
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)

Chancen und Risiken der Gemeindefusion - Teil 1

)

Chancen einer Gemeindefu-
sion

Risiken einer Gemeindefusi-
on

Politische Steuerbarkeit a

a

Da die Gemeinden über
weitgehend dieselben
Stärken und Schwächen
verfügen, sind die lnteres-
sen ähnlich gelagert und
können gezielt angegan-
gen werden
Die Raumplanung (Sied-
lung, Verkehr, Versorgung,
Entsorgung etc.) könnte
einheitlich und integriert
qeplant werden

Hohe Anforderungen an
die Behördenm itglieder
bezüglich Kompetenzen
bei einer grösseren Ge-
meinde
Die neue Gemeinde, bzw.
eventuell deren neuer Na-
me oder das neue Wap-
pen, könnten von der
Bevölkerung in grossen
Teilen nicht akzeptiert
werden

a

a

Koordination und Führ-
barkeit

a Verbessern würde sich die
Koordination von gemein-
deübergreifenden Themen
(2.8. Siedlungsentwick-
lung)

a

a

Durch die Vergrösserung
der Verualtung,müsste
möglicherweise eine weite-
re Hierarchieebene in das
Organigramm eingezogen
werden, was mit höheren
Kosten verbunden wäre
Erwartbar sind allgemein
höhere Koord inationskos-
ten bei einer grösseren
Gemeinde (nicht unbedingt
höhere Gesamtkosten)

Politische Mitwirkung Einfachere Rekrutierung
und grössere Kandidaten-
auswahl bei Behörden und
Kommissionen aufgrund
der grösseren Bevölke-
rungszahl und höherer
Entschädigung zu erwarten
Grössere Zufriedenheit mit
der finanziellen Entschädi-
gung für das Exekutivamt

a

a

a

a

Die ldentifikation mit der
fusionierten Gemeinde
könnte abnehmen
Die Wahlbeteiligung könn-
te (zumindest in den ersten
Jahren nach der Fusion)
zurückgehen
Belastung durch das Exe-
kutivamt könnte zunehmen
Parteilose/Dorfparteien
verlieren an Einfluss

Anpassungsfähigkeit Neue Herausforderungen
(2.8. Anderung der gesetz-
lichen Rahmenbedingun-
gen) sollten leichter ohne
grundlegende Organisati-
onsänderungen in der
Verwaltung umgesetzt
werden können

a
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Stellvertretungen a Durch eine grössere Ge-
meindeveruvaltu ng könnten
Personalfluktuation und
Absenzen besser aufge-
fanoen werden

Spezialisierung / Profes-
sionalität

a Erleichterte Rekrutierung
von qualifiziertem Personal
durch höhere Attraktivität
für gute Stellenbewerbe-
rlnnen
Eine grössere Verwaltung
hätte mehr Möglichkeiten
zur Qualitätsverbesserung
Eine Spezialisierung bietet
auch Möglichkeiten der
Kostenreduktion (siehe Ef-
fizienzpotentiale)
Eine grössere Verwaltung
würde den Mitarbeitenden
mehr Entwicklungs- und
Aufstiegsmöglichkeiten in
fachlicher Hinsicht und zu
Leitungsstellen bieten

a

a

a Es könnte durch eine
höhere Professionali-
sierung auch zu höhe-
ren Kosten kommen

lnterkommunale Zu-
sammenarbeit (lKZ)

a Einige interkommunale Zu-
sammenarbeiten (2.8.
manche Zweckverbände)
könnten wieder in die Ge-
meindeorganisation über-
führt werden, was die
Abstimmungszeit verkür-
zen und auch die Gemein-
deautonomie stärken
würde

Anpassungsfähigkeit/Stellvertretungen: Neue Herausforderungen (2.8. Anderung der ge-
setzlichen Rahmenbedingungen) sollten nach einer Gemeindefusion leichter ohne grund-
legende Organisationsänderungen in der Verwaltung umgesetzt werden können, da neue
Aufgabenfelder in grösseren Organisationen leichter und sinnvoller zuordenbar sind (und
nicht irgendeiner Abteilung <angehängt> werden). Durch erne grössere Gemeindeverwal-
tung könnten Personalfluktuation und Absenzen besser aufgefangen werden.

Spezialisierung: Eine grössefe Verwaltung hätte durch eine Gemeindefusion mehr Mög-
lichkeiten zur Spezialisierung und Qualitäfsverbesserung (- Qualität der Leistungen).
Zudem erleichtert eine höhere Fachspezialisierung in den Ämtern die Rekrutierung von
qualifiziertem Personal durch höhere Attraktivität für gute Stellenbewerberlnnen.

I nterkommunale Zusamme narbeit (l KZ) : Be i einer G e meindefu sion könnten einige weni-
ge interkommunale Zusammenarbeiten (2.8. manche Zweckverbände) wieder ¡n d¡e Ge-
meindeverwaltung übertührt werden, was die Abstimmungszeit verkürzen und auch die
Gemeindeautonomie stärken würde. Viele IKZ würden aber bestehen bleiben, da weitere
Gemeinden beteiligt sind (2.8. Hinwil oder Wald).
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)

Chancen und Risiken der Gemeindefusion - Teil 2

)

Chancen einer Gemeindefusion Risiken einer Gemein-
defusion

Effizienzpotentiale a lnsgesamt gäbe es weniger Be-
hördenämter; dadurch würde die
Entschädigung pro Einwohnerln
für die Behördenämter sinken
Bessere Nutzung der Liegen-
schaften / lnfrastruktur
Es könnten Effizienzpotentiale in
der Venraltung entstehen, wenn
nicht gleichzeitig auch <Begehr-
lichkeiten> geweckt werden

a

a

a Es könnte zu einem
höheren Anspruchs-
denken der Bevölke-
rung kommen, die
rasch eine Anglei-
chung an die anderen
Teilorte wünschen
(2.8. beiden Freizeiþ
angeboten)
Es müssen wahr-
scheinlich umfangrei-
che Änderungen an
der lnfrastruktur sowie
den Prozessen vorge-
nommen werden, zu-
dem würde ein neues
Gemeindehaus benö-
tigt
Es könnten übermäs-
sige Erwartungen an
mögliche Kostenein-
sparunoen entstehen

a

a

Qualität der Leistung a Fachpersonen in allen Abteilun-
gen, professionellere und fach-
kom petente Dienstleistu nqen

ln novationsfähigkeit /
Digitalisierung

a lnnovative Themen könnten
sch neller aufgegriffen werden
Digitalisierung könnte stärker vo-
rangetrieben werden und die onli-
ne Bereitstellung von
Dienstleistungen ausgebaut wer-
den (Nachfrage der Bürgerlnnen
wird zuktinftiq steiqen)

a

Bürgernähe a Durch eine mögliche
Zentralisierung der
Verwaltung an einem
Standort könnte der
direkte Kontakt zur
Bevölkerung weniger
werden
Längere Wege zur
Gemeindeverwaltung
sind zu erwarten
Behördengänge könn-
ten komplizierter wer-
den

a
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Zufriedenheit und
Wohlbefinden

a Es könnten gezielter die <Wohl-
fühlfaktoren> bedient werden
bzw. neue und bessere Leistun-
gen angeboten werden:

o Freizeitangebote
o Natur- und Umweltschutz
o Sicherheitsgefühl
o Wohnen im Alter
o Familienangebote

Effizienzpotentiale: ln grösseren Gebietseinheiten fallen Synergieeffekte und Skalener-
träge tendenziell höher aus a/s in kleineren Perimetern. So würde die Entschädigung pro
Einwohnerln für die Behördenämter sinken. Durch elne bessere Nutzung der Liegen-
schaften und lnfrastruktur könnten Effizienzpotentiale in der Verwaltung entstehen, wenn
nicht gleichzeitig auch <Begehrlichkeiten> geweckt werden. Die Begehrlichkeiten können
sich in einem höheren Anspruchsdenken der Bevölkerung äussern, wenn diese eine An-
gleichung an die anderen Teilorte wünschen (2.8. bei den Freizeitangeboten). Das gröss-
fe Rlsrko einer Gemeindefusion besteht allerdings in übermässigen Erwartungen an
mög I iche Koste ne i n spar u nge n.

Qualität der Leistung: Nach einer Gemeindefusion so//fe es leichter sein, Fachpersonen
in allen Abteilungen.anzustellen, die professionellere und fachkompetente Dienstleistun-
gen erbringen (in Abhängigkeit von der Situation am Arbeitsmarkt).

Bürgernähe: Unter Bürgernähe ist die Orientierung an den Bedürtnissen der Bürgerinnen
und Bürger bei der Leistungserbringung zu verstehen. Tendenziell ist die Bürgernähe in
kleineren Gebietseinheifen grösser. Durch eine mögliche Zentralisierung der Verwaltung
an einem Standort nach einer Fusion könnte der direkte Kontakt zur Bevölkerung weniger
werden (-> siehe aber lnnovationsfähigkeit).
lnnovationsfähig'keit: Eesonders im Bereich der digitaten Dienstteistungen sowie der digi-
talen Partizipationsinstrumente kann durch eine Gemeindefusion vermehrt auf die wach-
senden Ansprüche der Bevölkerung an das digitale Leistungsportfolio eingegangen
werden (---+ siehe aber Bürgernähe).

ZufriedenheittVVohlbefinden der Bevölkerung: Durch eine Gemeindefusion könnten die
<Wohlfühlfaktoren> gezielter bedient werden bzw. neue und bessere Leistungen in die-
sem Bereich konzipiert und angeboten werden (2.8. in den Bereichen Freizeitangebote,
Natur- und Umweltschutz, Sicherheitsgefühl, Wohnen im Alter, Familienangebote).

Zusammenfassend können aus Sicht der ZHAW foloende Schlüsse qezoqen werden:
. Die Voraussetzungen für eine Fusion der drei politischen Gemeinden sind sowoh/ aus
Effektivitäts- als auch Effizienzgesichtspunkten gegeben. Es besfehf ein Vorteil der Fusi-
on gegenüber dem Sfatusguo, wenn man auf die Chancen und Risiken abstellt.

. Eine Fusion ist jedoch ein langfristiges Projekt, dessen Vorteile sich kurzfristig nicht so-
fort realisieren /assen und in den ersten Jahren auch zusätzlichen Aufwand und diverse
Unsicherheiten bei Bevölkerung, Politik und Verwaltung bedeuten.

. Gegen eine Fusion sprechen eher die emotionalen Faktoren wie Bürgernähe oder lden-
tität mit der Gemeinde, die jedoch einen erheblichen Ernfluss auf das Zustàndekommen
haben.

Seite 11128



. Zusätzlich sollte noch bedacht werden, dass es keinen unmittelbaren und dringlichen
Grund für eine Gemeindefusion der drei Gemeinden gibt. Sowohl die finanzielle Situation
der Gemeinden als auch die Verwaltungsleistungen deuten nicht auf grossen Hand-
lungsdruck hin.

Der vollständige Bericht ist unter www.rueti.ch + Politik & Verwaltung, Gemeindever-
sammlung, einsehbar.

Es erfolot keine Abstimmuno über den Prüfbericht.

Referent: Gemeindepräsident Peter Luginbühl

Beschluss

'1. Der Prüfbericht der Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW)
vom Oktober 2021 über die Gemeindefusion Bubikon - Dürnten - Rüti wird zur
Kenntnis genommen.

2. Mitteilung durch Protokollauszug an:
- Gemeinderat Dürnten, Rütistrasse 1, 8635 Dürnten
- Gemeinderat Bubikon, Rutschbergstrasse 18, 8608 Bubikon
- Karin Maeder-Zuberbühler, Kehrwiesenstrasse 15, 8630 Rüti
- Rechnungsprüfungskommission Rüti, Präsident Leo Keller, Bachtelstrasse 13,

8630 Rüt¡
- Gemeindepräsident

: fri$r"¿iiåiT:*3åricr,t Gemeinderusion Bubikon - Dürnten - RütiderZürcher
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) vom Oktober 2021>>

- Archiv
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Gemeindeversammlung Politische Gemeinde

Beschluss

3 Gesellschaft 2022-79
Gesellschaftliche Entwicklung
Genehmigung der Verordnung überden Bezug von Betreuungszu-
schüssen für die familienergänzende Kinderbetreuung in Kinderbe-
treuungsinstitutionen in der Gemeinde Rüti

3.1

Die Vorlage in Kürze

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz des Kantons Zürich (KJHG, 518) verpflichtet die Ge-
meinden, für ein bedarfsgerechtes Angebot an familienergänzender Betreuung von Kin-
dern im Vorschulalter zu sorgen, die Elternbeiträge unter Berücksichtigung der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern festzulegen und eigene Beiträge zu leisten.

Diese Verpflichtung wurde vom Gemeinderat in seine Strategie,,Rüti leben Rüti gestal-
ten" aufgenommen und er weist darin auf die Wichtigkeit der Vereinbarkeit Familie und
Beruf hin. Wo immer möglich, möchte der Gemeinderat die Gelegenheit wahrnehmen,
dies auch in seiner Politik umzusetzen.

Da die Berechnungsgrundlagen der Vorschulbetreuung der Gemeinde Rüti und der
schulergänzenden Betreuung auf unterschiedlichen Modellen basieren und die Einheits-
gemeinde seit dem 1. Januar 2022Wirklichkeit ist, ist der Zeitpunkt richtig, das geeigne-
tere Modell für beide Betreuungsangebote anzuwenden. Das Modell der schulergän-
zenden Betreuung ist familienfreundlicher, und es ist auch einfach zu handhaben. Des-
halb ist eine Anpassung der Tarife für die Vorschulbetreuung an das Modell der schuler-
gänzenden Betreuung folgerichtig. Massgebend zur Berechnung wird in beiden
Betreuungsangeboten das steuerbare Einkommen sein, zu dem 10 % des steuerbaren
Vermögens hinzugerechnet werden. Das Bruttoeinkommen soll für die Berechnung der
Betreuungskosten keine Rolle mehr spielen: Der Bericht der Beratungsfirma lnterface
zeigte auf, dass das bestehende Modell der Vorschulbetreuung (massgebend ist das
Bruttoeinkommen) wenig familienfreundlich ist.

Mit dieser Anpassung ist es zudem möglich, von der objektorientierten zu der subjektori-
entierten Finanzierung zu wechseln. Dies bedeutet, dass nicht die Betreuungsinstitutio-
nen subventioniert werden, sondern nur noch die Eltern. Auch der Geschwisterrabatt soll
in allen Betreuungseinrichtungen gelten. So wird die Gleichbehandlung von allen Eltern
gewährleistet, die vor- und ausserschulische Betreuungsangebote in der Gemeinde Rüti
nutzen.

Kosten für die Gemeinde
Die Kosten für die Gemeinde sind massgeblich von der finanziellen Leistungsfähigkeit
der Eltern/Erziehungsberechtigten sowie von der Anzahl der belegten Betreuungsplätze
abhängig.
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Die Kosten für die Gemeinde im Bereich der Vorschulbetreuung betrugen im Rechnungs-
jahr 2020 rund CHF 450'000.00 (Kita und Tagesfamilienverein inkl. Sozialhilfebeiträge
der Gemeinde). Mit dem Wechsel der Berechnungsgrundlagen und einer leichten Zu-
nahme der Nutzung der Angebote wird im Jahr 2023 mit Kosten von rund CHF
650'000.00 gerechnet. Dies entspricht einer Zunahme von CHF 200'000.00.

Abstimmungsempfehlung
Gemeinderat: Zustimmung
Rechnungsprüfungskomm ission: Zustimmung

Die Vorlage im Detail

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz des Kantons Zürich (KJHG, $18) verpflichtet die Ge-
meinden, für ein bedarfsgerechtes Angebot an familienergänzender Betreuung von Kih-
dern im Vorschulalter zu sorgen, die Elternbeiträge unter Berücksichtigung der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern festzulegen und eigene Beiträge zu leisten.

Die Gemeinde Rütiverfügt zurzeit über eine gemeindeeigene Kindertagesstätte (Kita) mit
34 Plätzen. Private Kitas sind keine ansässig. Ergänzend zum Kita-Angebot bietet der
Verein Tagesfamilien Zürcher Oberland 19 Tagesbetreuungsplätze an.

Die Berechnungsgrundlagen der Tagesstrukturen der Schule Rüti und der Vorschulbe-
treuung der Gemeinde Rüti sind zurzeit noch unterschiedlich. Das Rabattierungssystem
bei der Betreuung von Geschwistern ist a¡vischen den Betreuungsinstitutionen nicht
durchlässig. Seit dem 1. Januar 2022isl Rüti eine Einheitsgemeinde. Deshalb sollen die
Berechnungsgrundlagen ebenfalls einheitlich sein und die Gleichbehandlung der Eltern
gewährleisten.

Die Eidgenössische Kommission für Familienfragen (EFKK) hat im August 2021 die Stu-
die <Finanzierung der institutionellen Kinderbetreuung und Elterntarife> veröffentlicht, die
sie erarbeiten liess. [Als Kernpunkt formulierte sie 18 Empfehlungen, die bestehende De-
fizite beheben sollen. //Original: Die 1B formulierten Empfehlungen - aufgrund der in der
INFRAS-Studien identifizierten Defizite] Die Empfehlungen richten sich an Politik und Be-
hörden. lhr Ziel: Ein <für alle Familien zugängliches und bezahlbares Betreuungsangebot
von guter Qualität, welches die Chancengerechtigkeit der Kinder sowie für deren Eltern
die Verbesserung von Vereinbarkeit von Familien und Beruf> ermöglicht.

Die wichtigsten Empfehlungen der Studie zur Finanzierung und Tarifgestaltung sind:

- durch öffentliche lnvestitionen Qualität der Angebote systematisch fördern;
- finanzielle Belastung der Familien proportional am Familienbudget ausrichten;
- Einelternhaushalte finanziell entlasten;
- Familiengrösse bei der Tariffestlegung berücksichtigen;
- Eltern zumindest in der Gemeinde gleich behandeln;
- Eltern bezüglich Betreuungsform und Betreuungsort Wahlfreiheit ermöglichen;
- Betreuungsangebote und Betreuungsformen gleichwertig subventionieren;
- alle Eltern von reduzierten Tarifen profitieren lassen;
- Eltern von den Zusatzkosten für die Betreuung von Säuglingen oder Kindern mit

erhöhtem Förderbedarf entlasten;
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Tariftransparenz schaffen und administrativen Zugang der Eltern zu Subventio-
nen vereinfachen;
Schwelleneffekte in Tarifreglementen el i m inieren.

Analyse der Betreuungssituation in Rüti

Anfang 2021 wurde die Firma lnterface beauftragt, eine Analyse der Betreuungssituation
der Gemeinde Rüti durchzuführen. Fazit dieser Überprüfung war, dass eine Optimierung
der Subventionierung der Kinderbetreuung empfehlenswert ist.

Die wichtigsten Erkenntnisse daraus waren

Rütiweist im Quervergleich hohe Elterntarife aus;
die hohen Tarife und tief angesetzten Subventionen belasten die Rütner Haus-
halte ü berdurchschnittlich;
der Markt für Kinderbetreuung soll geöffnet werden;
ein einheitliches Elternbeitragsreglement für Eltern und Leistungsvereinbarungen
mit privaten Kitas ermöglicht ein breiteres Angebot für die Kinderbetreuung und
somit eine effektive Auswahl für die Eltern. Es kann sich ein Markt entwickeln,
der die individuellen Präferenzen der Eltern und Kinder besser abzubilden ver-
mag, als dies eine einzige Kita kann.

lm Weiteren zeigt ein Bericht der Bank Credit Suisse zur Vorschulbetreuungssituation in
der Schweiz (,,So viel kostet ein Kitaplatz in der Schweiz Kinderbetreuungskosten im re-
gionalen Vergleich", Mai 2021) deutlich auf, dass die Deutschschweiz bei den Kinderbe-
treuungszuschüssen hinter der französischen und der italienischen Schweiz zurückliegt.
ln den Städten sind die Modelle familienfreundlicher als auf dem Land. Wetzikon wurde
im Bericht als Negativbeispiel hervorgehoben. Das Rütner Modell basiert zurzeit noch auf
den gleichen Grundlagen wie Wetzikon.

Da der Kanton Zürich keine systematische, finanzielle Beteiligung an Kitas zulässt, bleibt
die Finanzierung alleinige Aufgabe der Gemeinden. Jede Gemeinde handelt individuell
und hat individuelle Modelle. Das Modell der Sozialvorständekonferenz des Bezirks Hin-
wil (SK) ist veraltet; dieses Modell bildet die Grundlage der Berechnung der Vorschulfi-
nanzierung.

Vergleich Modelle anderer Gemeinden

Die Vielfalt der Finanzierungsmodelle sich auch im Vergleich zu anderen Gemeinden im
Bezirk. Meist wurde das Modell der Sozialvorständekonferenz Bezirk Hinwil (SK) als Ba-
sis genommen und individuell angepasst. Das Modell der SK wird in Rüti in der Vorschul-
betreuung angewendet, dabei ist das Bruttoeinkommen massgebend. Die
Berechnungsgrundlagen der schulergänzenden Betreuung basieren auf dem steuerbaren
Einkommen zuzgl.10 % des steuerbaren Vermögens. Dieses Modell ist in der Handha-
bung einfacher, transparent und familienfreundlicher.
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Erläuterungen der Subventionsmodelle

Obiektfinanzieruno
Bei der Objektfinanzierung werden die Betreuungsanbietenden direkt durch die öffentli-
che Hand unterstützt. Die Beiträge sind meist monetär, können aber auch in Form von
Mietzinserlassen, Dienstleistungen etc. stattfinden. Die Anbietenden haben in der Regel
die Möglichkeit, die Tarife für die Betreuungsplätze frei zu gestalten. Sie können je nach
finanzieller Unterstützung und Tarifpolitik einen Einheitstarif festlegen oder einkommens-
abhängige Tarife anbieten.

U nterstützu ngsbeispiele:
- Defizitgarantien und Defizitbeiträge für die Deckung der Kosten des Betreuungsange-

bots
- Beiträge pro Einwohner qnd Einwohnerin, pro Kind in der Gemeinde, pro betreutes

Kind etc.
- Jährlich auszuhandelnde Beitragspauschalen auf Basis eines Budgets oder der Vor-

jahresrechnung etc.

Subiektfinanzierunq
Bei der Subjektfinanzierung erhalten die Eltern von den Subventionsgebenden (2.8. Ge-
meinde) einen Beitrag an die Betreuungskosten. Die Subventionsmittel sind zweckge-
bunden und werden nur f[ir effektiv verrechnete Leistungen ausbezahlt. Die Eltern
können damit vermehrt ein Betreuungsangebot frei wählen. Die Subventionsgebenden
legen die Kriterién für den Erhalt und die Höhe der finanziellen Unterstützung fest, oft-
mals in Absprache mit den Betreuungsanbietenden. Weit verbreitete Kriterien zur Festle-
gung der Subventionshöhe sind einerseits der gemeinsame Beschäftigungsgrad beider
Elternteile, Einkommen und Vermögen der Eltern sowie Familiengrösse.

Es wird zwischen direkter und indirekter Subjektfinanzierung unterschieden.

I ndirekte Subjektfinanzierung:
Der finanzielle Beitrag zur Reduktion der Elterntarife wird vom Subventionsgebenden di-
rekt an den Betreuungsanbietenden ausbezahlt. Die Eltern bezahlen nur noch den ein-
kom mensabhängigen Betreuungskostenanteil.

Direkte Subjektfinanzierung:
Der finanzielle Beitrag für die Entlastung der Eltern wird vom Subventionsgebenden di-
rekt an die Eltern übermittelt. Die Eltern begleichen mit Hilfe dieses Beitrags die Gesamt-
betreuungskosten. Für dieses Finanzierungsmodell hat sich in verschiedenen
Gemeinden und/oder Kantonen der Begriff der Betreuungsgutscheine etabliert.

Verordnung und Reglement zur Abnahme an der Gemeindeversammlung für die
Familienergänzende Betreuung in Rüti

Die Verordnung regelt den Prozess und die Berechtigungen; das Reglement die finanziel-
len Details dazu. Damit notwendige finanzielle Anpassungen niederschwellig entschieden
werden können, liegt die Hoheit bei der Behörde (Gemeinderat oder Schulpflege).

Für Rütiwird die indirekte Subjektfinanzierung empfohlen. Dieses Modellwird in den
meisten Zürcher Gemeinden angewendet und bewährt sich gut.
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Die Berechnungsgrundlagen der Schule Rüti, die auf dem steuerbaren Einkommen mit
angemessener Berücksichtigung des steuerbaren Vermögens basieren, sind einfach in
der Handhabung, nachvollziehbar und berücksichtigen die finanzielle Leistungsfähigkeit
der Eltern oder Erziehungsberechtigten. Die Verwaltung stellt sicher, dass der Geschwis-
terrabatt in allen Angeboten berücksichtigt wird.

Die Regelung und Erläuterungen über die Kosten der Eltern / Erziehungsberechtigten bei
der lnanspruchnahme eines Betreuungsangebotes soll künftig in einem Elternbeitrags-
reglement geregelt werden. Dieses soll für alle Betreuungsinstitutionen angewendet wer-
den können.

Um die Wahlfreiheit der Eltern bei der Betreuungsform zu gewährleisten, soll die Zusam-
menarbeit zwischen der Gemeinde Rüti und privaten.Betreuungsinstitutionen durch eine
Leistungsvereinbarung geregelt werden. Diese definiert die Qualitätsanforderung an die
lnstitutionen sowie die Controlling lnstrumente für die Überprüfung des kostendeckenden
Tarifes.

Finanzielle Auswirkung

Mit dem neuen, an die Berechnungsgrundlagen der Tagesstrukturen der Schule ange-
passten Finanzierungsmodell wird eine moderate Anpassung der Verteilung der Eltern-
und Gemeindebeiträge ermöglicht. Diese Grösse ist massgeblich abhängig von der fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit der Eltern. Zudem soll der Geschwisterrabatt durchgängig
angewendet werden - also sowohl in der Tagesbetreuung der Schule als auch in der
Vorschulbetreuung. Der Rabatt beträgt 10 o/o ab dem zweiten und jedem weiteren Kind.

Betreuungszuschuss Gemeinde ab 1. Januar 2O23

Die Beteiligung der Gemeinde an den Betreuungskosten (ausgehend von max. CHF 1 15
pro Tag oder CHF 11.50 pro Std. abzüglich eines Kostenbeitrages der Eltern von CHF 10
pro Tag oder CHF I pro Std.)

Der Basisbetrag für die familienergänzende Betreuung (FEB) beträgt CHF 10 pro Kind
und Betreuungstag oder CHF 1 pro Kind und Betreuungsstunde und darf nicht unter-
schritten werden.
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Modell der Betreuungszuschüsse

Kostenaufteilung Eltern - Gemeinde Rüti, mit neuen Berechnungsgrundlagen

1 Die Zahlen der Schule Rüti beziehen sich auf die Ergebnisse aus der Jahresrechnung
2020.
2 Die effektiven Tarife der Betreuungsinstitutionen dürfen höhei angesetzt werden, ent-
sprechend fallen die effektiven Kosten der Eltern (Elternbeitrag) höher aus.

ln den Rechnungsjahren 2019 sowie 2020 schloss die Kinderkrippe Sternschnuppe je-
weils mit einem Defizit von rund 0.2 Mio. Franken ab. ln diesen Jahren waren nur zwei
Gruppen mit 21 bewilligten Plätzen geöffnet und damit die Belegung rund 1/3 tiefer als
aktuell. Die Kostenbeteiligung der Gemeinde ist wesentlich abhängig von der finanziellen
Leistungsfähigkeit der Eltern. Es handelt sich bei den Modellrechnungen um eine Mo-
mentaufnahme auf Basis der aktuellen Strukturen.

Für private Betreuungsinstitutionen gelten die gleichen Bedingungen in der Finanzierung
wie für die gemeindeeigene Einrichtung. Somit wird die Grundlage geschaffen, dass sich
zusätzliche, private Angebote in der Gemeinde etablieren können. Durch die Definition
des Mindest und Maximaltarifes durch die Gemeinde kann ausgeschlossen werden,
dass mit Betreuungszuschüssen Gewinne finanziert werden.

Für die administrativen Belange wird in der Schulverwaltung mit einem Mehrbedarf im
Umfang von 10 Stellenprozentên gerechnet. Für die Umstellung des heutigen Objektfi-
nanzierungs- in ein Subjektfinanzierungsmodellsind im Finanz- und Aufgabenplan2022-
2Q25 ab 2023 Mehrkosten von CHF 200'000.00 berücksichtigt.

Steuerbares
Einkommen

Gemeindeanteil
in o/o

Subvention
Gemeinde

Elternbeitrag Subventionstarif

pro Tag pro Tag

Bis 35'000 91.3o/o 105.00 10.00 1

35'001 - 40',000 85.7o/o 98.57 16.43 2

40'001 - 50'000 71.4o/o 82.14 32.86 3

50'001 - 60'000 57.1o/o 65.71 49.29 4

60'001 - 70'000 42.9o/o 49.29 65.71 5

70'001 - 80'000 28.60/o 32.86 82.14 6

B0'001 - 90'000 14.3o/o 16.43 98.57 7

Ab 90'00't 0.0% 115.00 I

Elternbeitrag2 CHF
Gerundet auf I 000

o/ AnteilGemeinde
CHF

o/o

Schule Rüti1 333'000 39 521'000 61

Kita 34 Plätze 418'000 45 520'000 55
TFZO 19 Plätze 199'000 65 108'000 35
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Die Kosten für die Kinderbetreuung in Betreuungsinstitutionen in Rüti beliefen sich in den
Rechnungsjahren 2019 und 2020 auf rund CHF 450'0OO (KITA Sternschnup pe 21 Plälze
90 % ausgelastet inkl. Berücksichtigung Beteiligung Sozialamt). Die Kosten für 34 Kita-
plätze bei 100%iger Auslastung, inklusive des Angebots des Vereins Tagesfamilien wür-
den ab dem Jahr 2023 rund CHF 650'000 betragen. Dies entspräche einer Erhöhung
gegenüber 2020 von CHF 200'000. Der Geschwisterrabatt wurde bei der Berechnung
nicht berücksichtigt. Der Kleinkinderzuschlag ebenfalls nicht. Schätzungsweise verursa-
chen diese beiden Grössen rund 20 % Mehrkosten. Die entscheidende Grösse bleibt die
finanzielle Leistungsfähigkeit der Eltern. Die Betreuungskosten sind variabel, da zum Teil
monatlich Aus- und Eintritte sowie Betreuungsumfangsanpassungen stattfinden. Zurzeit
gibt es keine Warteliste bei der gemeindeeigenen Kinderkrippe und der Tagesfamilien-
verein ist an der Kapazitätsgrenze angelangt.

Antrag Gemeinderat

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten mit Beschluss Nr. 6 vom
11. Januar 2022, die Verordnung über den Bezug von Betreuungszuschüssen für die fa-
milienergänzende Kinderbetreuung in Kinderbetreuungsinstitutionen in der Gemeinde
Rüti, zuzustimmen.

Referentin: Ressortvorsteherin Carmen Müller Fehlmañn

Abschied Rechnungsprüfungskommission

Die Rechnungsprüftingskommission hat die Vorlage geprüft und empfiehlt, mit Beschluss
vom 7. Februar 2022, der Verordnung bezüglich der Finanzierung der Vorschulbetreuung
von Kindern in der Gemeinde Rüti, an der Gemeindeversammlung vom 21 .Mär22022,
zuzustimmen.

Der RPK obliegt, im Rahmen der Beurteilung der finanziellen Angemessenheit und der
finanzrechtlichen Zulässigkeit der Vorlage gemäss $ 59 des Gemeindegesetzes, die Be-
gutachtung der Verordnung und deren finanzpolitischen Aspekte.

Die RPK stellt fest, dass die Berechnungsgrundlagen des Betreuungsangebotes der Ta-
gesstrukturen der Schule Rüti und der Vorschulbetreuung der Gemeinde Rüti unter-
schiedlich sínd und im Hinblick auf die Einheitsgemeinde angeglichen werden sollen. Für
private Anbieter sind dieselben Bedingungen wie für gemeindeeigene Einrichtungen vor-
zusehen.

Es ist das Ziel ein <für alle Familien zugängliches und bezahlbares Betreuungsangebot
von guter Qualität, welches die Chancengerechtigkeit der Kinder sowie deren Eltern hin-
sichtlich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglicht>, anzustreben (EFKK).

Für die Umstellung des heutigen Finanzierungsmodells in ein Subjektfinanzierungsmodell
sind im Finanz- und Aufgabenplan 2020-2025 ab 2023 Mehrkosten von CHF 200'000.00
berücksichtigt. Die durch die Gemeinde finanzierten Betreuungskosten stellen eine vari-
able Grösse dar. Sie sind einerseits von der angebotenen Kapazität und andererseits von
der finanziellen Leistungsfähigkeit der Eltern abhängig.

Seite 19/28



1

2

Die RPK ist der Ansicht, dass die Vorlage sowohl die finanzielle Angemessenheit als
auch die finanzrechtliche Zulässigkeit erfüllt. Die RPK empfiehlt der Gemeindeversamm-
lung, der Verordnung zur Finanzierung der Vorschulbetreuung von Kindern in der Ge-
meinde Rüti, zuzustimmen.

Beschluss

Die Gemeindeversammlung beschliesst in offener Abstimmung mit offensichtlichem
Mehr:

Der Verordnung über den Bezug von Betreuungszuschüssen für die familienergän-
zende Kinderbetreuung in Kinderbetreuungsinstitutionen in der Gemeinde Rütiwird
zugestimmt

Mitteilung durch Protokollauszug an:
- Rechnungsprüfungskommission Rüti, Präsideht Leo Keller, Bachtelstrasse 13,

8630 Rüti
- Kommission für Gesundheit und Alter
- Schulpflege Rüti
- Ressortvorsteherin Gesundheit und Alter
- Ressortvorsteherin Sicherheit
- Leiter Zentrum Breitenhof
- Leiter Finanzen
- Leiter Soziales
- lnternet <GV Genehmigung der Verordnung über den Bezug von Betreuungszu-

schüssen für die familienergänzende Kinderbetieuung in Kinderbetreuungsinstitu-
tionen in der Gemeinde Rüti>

- Rrôtr¡v
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Gemeindeversammlung Politische Gemeinde

Beschluss

Raumordnung, Bau, Verkehr 2022-80
Liegenschaften
Bau gemeindeeigene Liegenschaften
Bewilligung der Bauabrechnung betreffend der Enrveiterung des Ge-
meinschaftsgrabs auf dem Friedhof Rüti von CHF 147'660.60 und ei-
ner Kreditunterschreitung von CHF 33'339.40 inkl. MwSt.

Die Vorlage in Kürze

Mit Ressortbeschluss vom 30. Januar 2019 und Beschluss 2020-60 vom
14. September 2020 der Gemeindeversammlung, wurde für das Erweiterungsprojekt des
Gemeinschaftsgrabes auf dem Friedhof Rüti ein Verpflichtungskredit von
CHF 181'000.00 genehmigt. Nach Abschluss der Arbeiten ist der Gemeindeversammlung
die Kreditabrechnung zur Genehmigung vorzulegen.

Die entsprechenden Arbeiten wurden im Jahr 2021 abgeschlossen.

Abstimmungsempfehlung
Gemeinderat: Zustimmung und Genehmigung
Rechnu ngsprüfungskomm ission: Zustimm ung und Genehm igung

Die Vorlage im Detail

lnvestitionsausgaben
Die Bauabrechnung liegt vor und setzt sich wie folgt zusammen (inkl, MWST.)
Bezeichnung Konto Betrag CHF

Erwe iteru n g' Ge m ei nschaftsgra b
10909.5040.00
tNV00111

147'660.60

Baukosten 147'660.60

lnvestitionseinnahmen
I nvestitionsei n nahmen Konto Betrag GHF

keine 0

Nettoinvestitionen
Bezeichnung Betrag CHF

Baukosten 147'660.60

lnvestitionseinnahmen 0.00
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Kreditvergleich

Der bewilligte Kredit wurde unterschritten. Der Vergleich der effektiven Baukosten und
der bewilligten e Unterschreitung.
Kreditantrag vom 30.01 .201 9 12'000.00

Kreditantragvom 14.09.2020(davon'15'000.00gebunden) 169'000.00

Baukosten 147',660.60

Kreditunterschreitu 33'339.40

Die Kreditunterschreitung beträgt CHF 33'339.40, resp. 1B %. Die Minderausgaben be-
gründen sich durch günstigere Direktvergaben, tiefere Kosten für die Projektleítung als
enrvartet sowie die Nichtverwendung von Reserven / Unvorhergesehenes.

Aktivierung der Nettoinvestitionen

ln der Anlagebuchhaltung wird der Anschaffungswert der folgenden Anlagekategorie ge-
mäss Mindeststandard zugewiesen und entsprechend über die dazugehörige Nutzungs-
dauer abgeschrieben.

Anlagekategorie Nutzungs-
dauer

Konto
Bilanz

Konto
ER

Anschaf-
fungswert

Hochbauten 33 Jahre 1404.001 10909.3300.40 147'660.60

Anschaffungswert 147'660.60

Die lnbetriebnahme erfolgte im Mär22021

Antrag Gemeinderat

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten mit Beschluss Nr. 16 vom
11. Januar 2022, die Bauabrechnung betreffend der Enveiterung des Gemeinschafts-
grabs auf dem Friedhof Rüti von CHF 147'660.60 und einer Kreditunterschreitung von
CHF 33'339.40 inkl. MwSt. zu qenehmiqen.

Referentin: Ressortvorsteherin Claudia Lehmann

Abschied Rechnungsprüfungskommission

Die Rechnungsprüfungskommission hat die Vorlage geprüft und empfiehlt, mit Beschluss
vom 7. Februar 2021, der Bauabrechnung zur Erweiterung des Gemeinschaftsgrabes, an
der Gemeindeversammlung vom 21. Mär22022, zuzustimmen.

Der RPK obliegt, im Rahmen der Beurteilung der finanziellen Angemessenheit und der
finanzrechtlichen Zulässigkeit der Vorlage gemäss $ 59 des Gemeindegesetzes, die Be-
gutachtung der Bauabrechnung und deren finanzpolitischen Aspekte.

Die RPK stellt fest, dass die bewilligte Kreditsumme um 1B % unterschritten werden
konnte. Die Nettoinvestition für die Gemeinde Rüti behägt CHF 147'660.60.
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Die RPK ist der Ansicht, dass die Bauabrechnung sowohl die finanzielle Angemessenheit
als auch die finanzrechtliche Zulässigkeit erfüllt. Die RPK empfiehlt der Gemeindever-
sammlung die Bauabrechnung zur Eruveiterung des Gemeinschaftsgrabes zu genehmi-
gen.

Beschluss

Die Gemeindeversammlung beschliesst in offener Abstimmung einstimmig:

Die Bauabrechnung betreffend der Erweiterung des Gemeinschaftsgrabs auf dem
Friedhof Rütivon CHF 147'660.60 und einer Kreditunterschreitung von
CHF 33'339.40 inkl. MwSt. wird genehmigt.

Mitteilung durch Protokollauszug an:
- Rechnungsprüfungskommission, Präsident Leo Keller, Bachtelstrasse 13, 8630

Rüti
- Ressortvorsteherin Sicherheit
- Leiterin Sicherheit und Umwelt
- Finanzverwaltung
- lnternet <GV Bewilligung der Bauabrechnung betreffend der Erweiterung des Ge-

meinschaftsgrabs auf dem Friedhof Rüti von CHF 147'660.60 und einer Kreditun-
terschreitung von CHF 33'339.40 inkl. MwSt.>

- Archiv
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Gemeindeversammlung Politische Gemeinde

Führung 2022-81
Kommunikation und Repräsentation
Extern
Korrespondenz mit Personen / Bürgeranfragen
Hanspeter Jacober - Anfrage gemäss $ 17 Gemeindegesetz an die
Gemeindeversamml u n g vom 21. März 2022 - WohnWerk

Beschluss

0
0.7
0.7.2
0.7.2.3

)

Ausgangslage

Am 25. Februar 2022 reichle Hanspeter Jacober, Bergacherstrasse 52, 8630 Rüti eine
Anfrage gemäss $ 17 Gemeindegesetz bezüglich WohnWerk ein. Da die Anfrage mehr
als zehn Arbeitstage vor der Gemeindeversammlung vom 21. März 2022 eingereicht
wurde, ist sie bis spätestens einen Tag vor der Versammlung schriftlich zu beantworten
An der Versammlung selbst sind die Anfrage und die Antworten bekannt zu geben.

Anfrage

Die Anfrage lautet wie folgt:

Mit Blick auf die nächste Gemeindeversammlung reiche ich eine Anfrage im Srnne von $
17 des Gemeindegesefzes ein damit diese an der Gemeindeversammlung vom 21. März
2022 beantwortet wird. Die Zehntagefrist ist eingehalten.
Ausgangspunkt der Anfrage ist die Berechnungsgrundlage für die Finanzierungs- und
Folgekosten aus der Weisung vom 10. Juni 2018, Objektkredites von FR. 2'795'000.- für
das Bauprojekt Siedlung Wohn Werk Rüti, Referentin Frau Gemeinderätin M.T. B¿isser.
Aus meiner Slc/¡f sfehf im heutigen Zeitpunkt fesf, dass sich die Bedenken in meinem
Flugblatt vom Mai201B leider bestätigt haben, nämlich: die Berechnungsgrundlage 100%
Auslastung während 33 Jahren, ohne Unvorhergesehenes ist unkorrekt, irreführend und
falsch.

Frage 1:
Die Gemeinde Rütihält sich an den kantonalen Pandemieplan. ln diesem ist unter ande-
rem erwähnf, dass zu jeder Zeit mit einer Pandemie zu rechnen ist.
Warum hat der Gemeinderat dies bei der Auslastung nicht mitberücksichtigt?

Frage 2:
ln meinem Flugblatt habe ich darauf hingewiesen, dass das Konzept mit fixen Zweier-
zimmer nie zu 100% ausgelastet werden kann, z.B. Familie mit 3 Mädchen benötigen 5
Plätze, folgend ein Platz bleibt leer. Hier ist noch zu erwähnen, dass Flüchtlihge fteie
Wohn Wahl haben. Es isf srbher auch fast unmöglich gesamte Familien (Sazialfälle) in
d ie se m Konze pt u nterzu bri nge n.
Würde der Gemeinderat Anhand des heutigen Mssenstandes wieder auf Schaltzimmer
(flexible Wände) verzichten? Antwort bitte begründen.
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Frage 3:
ln lhren Schreiben vom 9. März 2021 und 27. April 2021 erwähnen Sle, dass einzelne
Plätze für Notfallplatzierungen für das Sozialamt freigehalten werden n'rüssen und eine
dauernde Auslastung von 100% aus betrieblichen Gründen als nicht realistisch.
Waren dem Gemeinderat diese Punkte nicht schon vor der Abstimmung im Juni 2018 be-
kannt?

Frage 4:
Die Fix-Kosten, Gesamtfolgekosten, für das Wohn Werk betragen pro Jahr FR. 181'100.-,
welche vollumfänglich dem Ressorf Soziales belastet werden. ln den letzten 1 % Jahren
betrug die Auslastung lediglich ca. 54% d.h. 28 Plätze. Bei100% Auslastung, 52 Plätze,
kostet ein Platz pro Jahr Fr. 3'500.--, bei 54% Auslastung, theoretisch Fr. 6'450.-, ge-
genüber extern Fr. 4'100.--.
Die nicht benutzten 24 Plätze à Fr. 4'100.-- sind demzufolge nach wie vor extern.
Daraus ergeben sich Mehrkosten von Fr. 98'400.-- pro Jahr.
Wie werden diese Mehrkosten begründet und wo werden diese Mehrkosten belastet?

Frage 5:
Recherchen haben ergeben, dass es möglich gewesen wäre die langjährige Unterkunft
Tobel, entgegen lhrer Aussage, gemeinsam mit der Gemeinde Dürnten länger zu nutzen
Rüti hat aber den Mietvertrag gekündigt. Sicher isf dle Unterkunft Tobel eine unbefriedi-
gende Lösung.
Warum hat der Gemeinderat nicht dementsprechend informiert?

Antwort

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:

Frage 1:
Der Gemeinderat hat der Gemeindeversammlung vor rund 4 Jahren mit dem Objektkredit
'WohnWerk" ein strategisches Projekt für eine kostengünstige, effiziente, aber auch qua-
litativ ansprechende Wohnlösung für vorläufig aufgenommene Ausländerinnen und Aus-
länder sowie Empfängerinnen und Empfänger von wirtschaftlicher Hilfe in Notsituationen
unterbreitet; Wie jedes strategische Projekt wurde auch dieses einer umfassenden Lage-
beurteilung unterzogen. Dabei wurden die bekannten Fakten aus der Vergangenheit be-
leuchtet, die damals aktuelle Lage beurteilt, wie auch ein Blick in die "Kristallkugel"
geworfen. Der Blick zurück war geprägt von einer lntensivierung der Migrationsströme
und damit einer Anpassung der Gemeindekontingente von 0.5 auf 0.7 % des Bevölke-
rungsbestandes. Dieses weitgehend ausgeschöpfte Kontingent lag rund 30 Plätze über
der Kapazität des WohnWerkes. Dieser Kontingentspuffer und der damit verbundene
Blick in die Zukunft haben keinen Anlass gegeben, an einer im Grundsatz nachhaltig und
permanent ausgelasteten Wohnanlage zu zweifeln. Die Konsequenzen der über 2-
jährigen Pandemie als logisches im Voraus bekanntes Wissen darzustellen - ein Zu-
stand, der kein Entscheidungsgremium in den vergangenen 100 Jahren als Erfahrungs-
wissen heranziehen konnte - greift zu kurz. Dass sich die mit der Pandemie verbundene
Kontingentsreduktion zurück auf 0.5 % und die praktisch eingefrorenen Migrationsströme
negativ auf die Belegungszahlen auswirkten, braucht keine vertiefte Analyse. Der Ge-
meinderat hat sich reflektierend mit der Situation auseinandergesetzt und ist zur Erkennt-
nis gekommen, dass in Kenntnis der Fakten, die an der besagten
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Gemeindeversammlung mündlich geäusserte Envartung, bezüglich einer nachhaltig ma-
ximalen Auslastung des Wohnwerks, doch etwas zu grosszügig, resp. optimistisch dar-
gestellt wurde. Den Gemeinderat diesbezüglich der lrreführung und absichtlichen
Falschaussage zu bezichtigen, muss mit Vehemenz zurückgewiesen werden. An dieser
Stelle sei en¡vähnt, dass bezüglich der in Frage stehenden Gemeindeversammlung weder
êin Stimmrechtsrekurs noch ein Rekurs bezüglich Versammlungsführung eingegangen
ist. lm Weiteren bleibt der Fakt bestehen, dass die vergleichbaren Grundkosten pro an-
gebotenen Platz mit dem neuen WohnWerk 14.6 o/o tiefer liegen als die Mietlösungen der
Vergangenheit. Mit Blick in die Zukunft dürfte es wohl nicht überraschen, dass die aktuel-
le Ukraine-Krise zeitnah zu einer vollen Auslastung des Wohnwerkes führen wird. Zusätz-
lich ist mit einer Kontingentsanpassung nach oben zu rechnen.

Die soeben ausgeführten Fakten wurden in den vergangenen Jahren mit dem Anfrage-
steller regelmässig mündlich und schriftlich ausgetauscht und sind folglich lediglich eine
Wiederholung.

Frage2:
Der Gemeinderat gelangte in der damaligen Analyse zur Überzeugung, dass Schaltzim-
mer nicht den gewünschten Nutzen bringen können, da es auch bei dieser Lösung zu Be-
legungskollisionen kommt und sie den Bau unverhältnismässig verteuern. Die bisherigen
Erfahrungen zeigen, dass die Zuteilung im WohnWerk auch ohne Schaltzimmer gut funk-
tioniert und auch Wohnraum für Familien zur Verfügung gestellt werden kann. Der Ge-
meinderat würde auch heute wieder gleich entscheiden. Bezüglich der freien
Wohnsitzwahl gilt es festzuhalten, dass Asylsuchende und vorläufig aufgenommene Aus-
länderinnen und Ausländer, welche auf Sozialhilfe angewiesen sind, als der Gemeinde
zugewiesen gelten und ihren Wohnsitz nicht selber bestimmen können.

Frage 3:
Wie oben ausgeführt wurde in der Weisung zur Abstimmung vom 10. Juni 201B explizit
darauf hingewiesen, dass mit der Liegenschaft WohnWerk der Grundbedarf an Wohn-
raum für Flüchtlinge sowie Notunterbringungen durch das Sozialamt gedeckt werden sol-
len. Das Flüchtlings- und Sozialhilfewesen war und ist stets Schwankungen unterworfen.
Dies erfordert - unabhängig vom Liegenschafsportfolio - eine grosse Flexibilität bei der
Unterbringung sowie eine Mindestreserve an Wohnraum.

Frage 4:
Es ist zwischen den Kosten für die angebotenen Plätze und deren Auslastung zu unter-
scheiden, da die Kosten unabhängig der effektiven Auslasiung anfallen. ln der Weisung
vom 18. Juni 2018 erfolgte die Kostenbetrachtung daher sowohl für die bisherige Unter-
bringung wie auch für das WohnWerk explizit pro angebotenen Platz. Entscheidend für
die Gesamtkosten ist somit die Anzahl angebotener Plätze. Diese wiederum wird - wie
ebenfalls bereits ausgeführt - hauptsächlich durch die Aufnahmequote des Kantons plus
dem Grundbedarf für Notunterbringungen definiert. Wie ebenfalls bereits ausgeführt,
wurden seit der Eröffnung des Wohnwerks aus den bekannten Gründen nicht alle ange-
botenen Plätze benutzt. Dies führt effektiv dazu, dass in dieser Zeit zu viele Plätze finan-
ziert wurden. Diese Schwierigkeit ergibt sich jedoch auch bei externen Lösungen. Da
auch hier eine genügend hohe Anzahl an Plätzen angeboten werden muss, unabhängig
der immer wieder auftauchenden Schwankungen im effektiven Bedarf. Ein kurzfristiges
'Nachfahren' von externen Plätzen an den effektiven Bedarf ist nicht oder nur zu sehr un-
günstigen, sprich teuren Bedingungen möglich.
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Frage 5:
ln der Weisung zur Urnenabstimmung vom 10. Juni 2018 wurde explizit darauf hingewie-
sen, dass die langjährige Liegenschaft Tobel (Gemeindegebiet Dürnten) ab Ende 2020
nicht mehr zur Verfügung steht. Dies nachdem die Gemeinde Dürnten die langjährige
Vereinbarung mit den Gemeinden Rüti und Bubikon betreffend die Unterbringung von
Asylsuchenden auf dem Gemeindegebiet Dürnten tiberraschend und zu einem äusserst
ungünstigen Zeitpunkt aufgekündigt hatte. ln der Folge konnten die Gemeinden Rüti und
Bubikon mit Dürnten eine bis 31 . Dezember 2O2O befristete Übergangsvereinbarung im
Sinne der Schadensbegrenzung abschliessen. Den Mietvertrag für die Liegenschaft To-
bel musste die Gemeinde Rüti konsequenterweise ebenfalls per 31. Dezember 2020
kündigen, da sonst ein Mietverhältnis ohne das Recht zur beabsichtigten Nutzung, sprich
der Unterbringung von Asylsuchenden, bestanden hätte. Aufgrund der fehlenden, ele-
mentaren Rechtssicherheit und der grossen Abhängigkeit von Dritten stellte die weitere
Zusammenarbeit mit der Gemeinde Dürnten für die Gemeinden Rüti und Bubikon keine
valable Option dar.

Der Anfragesteller Hanspeter Jacober ist an der Gemeindeversammlung nicht anwesend,
deshalb ist eine persönliche Stellungnahme nicht möglich. Die Anfrage und die Antwort
werden durch den Gemeindepräsidenten Peter Luginbühl vorgelesen.

Beschluss

1. Eine Diskussion wird nicht enruünscht.

2. Mitteilung durch Protokollauszug an:
- Gemeindepräsident
- Ressortvorsteher Soziales und Jugend
- Leiter Soziales
- lnternet <GV Hanspeter Jacober - Anfrage gemäss $ 17 Gemeindegesetz an die

Gem eindeversam m lu ng v om 2'l . März 2022 - Woh nWerk>
- Archiv

Schluss der Versammlung

Die Versammlung erhebt keine Einwände gegen die Geschäftsführung. Abschliessend
wird auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in das Protokoll der Versammlung sowie auf
die Rekurs-fähigkeit der Beschlüsse hingewiesen.

Für

Rüti ZH, 22. Mär22022 on hauser
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Genehmigung des Protokolls

Die Kompetenz für die Genehmigung des Protokolls der Gemeindeversammlungen liegt
gemäss Gemeindeversammlungsbeschluss Nr. 201 18. Juni2018 beiin Ge-
meinderat. Dieses Protokoll ist an der
migtworden..

vom 29. Mär22022 geneh-

Rf¡t¡ZH, 29.Mä¡22022 Peter
Gemei

.J
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